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ilitarpohti

Also doch: die Linke
für Armeeabschaffung
in Raten

Dominique Brunner

Nach der Volksabstimmung vom
8. Juni 1997 über die Volksinitiative

der Sozialdemokratischen
Partei und der Arbeitsgemeinschaft

für Rüstungskontrolle
und ein Waffenausfuhrverbot,
die das «Verbot der Kriegsmaterialausfuhr»

verlangte, kommentierten

wir in der ASMZ 9/t997
die vernichtende Niederlage dieser

Initiative, zu der wir unseren
Beitrag geleistet hatten. Der
Titel: «Von der Exportverhinderung

zur Armeeabschaffung».
Damit wurde auf die Initiative
derselben Kreise angespielt,
die Ende März 1997 eingereicht
worden war, die
«Umverteilungsinitiative».

Wr

f
Dominique Brunner,
Publizist,
Oherst im Generalstab.
87WI Küsnacht.

Die «Umverteilungsinitiative»
verlangt die Reduktion der Ausgaben für
die Landesverteidigung auf 50 Prozent
der Ausgaben 1987. Dieser Abbau soll
innerhalb maximal 10 Jahren vollzogen
werden. Der Vorwurf, das laufe auf
Armeeabschaffung in Raten hinaus,
ist berechtigt. Das erkennt man noch
besser, wenn man sich die massiven
Abstriche vergegenwärtigt, die seit
1990 bei den Militärausgaben
vorgenommen wurden.

Bundesrätliche Ablehnung
ohne Wenn und Aber

Der Bundesrat hat seine Botschaft
zur Umverteilungsinitiative am 1. März
veröffentlicht. Er lehnt die Initiative
ohne Wenn und Aber klar ab. Bundesrat

Ogi bezeichnete das Volksbegehren
völlig zu Recht als «verantwortungslos».

Die bundesrätliche Botschaft
weist die beträchtlichen Sparleistungen
des Verteidigungssektors nach. Rückgang

in Realwert von 1990 bis 1998 um
28 Prozent, Senkung der Rüstungsausgaben

gar um 39 Prozent. Nachdem das
jüngste Sparprogramm -
«Stabilisierungsprogramm» - die Verteidigungsausgaben

1999 bis 2001 um weitere
1100 Millionen reduziert hat, wird die
Verteidigung von 1990 bis 2001 insgesamt

etwas mehr als zwei volle
Jahresbudgets eingespart haben. Nicht nur
wurde kein anderer Aufgabenbereich
des Bundes finanziell so komprimiert,
manche Bereiche weisen in derselben

Zeitspanne ein explosionsartiges
Wachstum auf, etwa der soziale Sektor,
der Verkehr, das Asylwesen. Schon
allein angesichts dieser Fakten ist die
Forderung der Initiative undiskutabel.

Dazu kommt, dass die Initianten
keinerlei sachliche Gründe für die
fortgesetzte Plünderung des
Verteidigungsbereiches vorzubringen in der
Lage sind. Ihre Idee, die Halbierung
der Verteidigungsausgaben, stammt ja
nicht aus jüngster Zeit. Sie geht auf

1991 zurück, als der Krebsgang der
Militärausgaben erst begonnen hatte und
als, trotz des eben zu Ende gegangenen
Golfkrieges. Friedenseuphorie die
linken Herzen erfüllte. Die damals
beschlossene Initiative wurde 1995 vom
Parlament für ungültig erklärt. Prompt
lancierte die SPS eine neue Initiative,
die Umverteilungsinitiative, mit dem
gleichen Ziel, aber anderen Modalitäten.

Halbierung nicht in fünf, sondern
10 Jahren, Verwendung der eingesparten

Mittel für «Friedensförderung»
sowie weitere, vom Parlament zu bestimmende

Zwecke. Seit 1991 hat sich aber
sicherheitspolitisch höchst Relevantes
abgespielt: Auflösung des sowjetischen
Imperiums, in dessen Gefolge
Kriegshandlungen in Zentralasien, ja selbst
auf dem Gebiet der russischen Föderation,

nicht endenwollende bewaffnete
Auseinandersetzungen in Afrika,
atomarer Rüstungswettlauf zwischen
Indien und Pakistan, Provokationen
Nordkoreas. Und vor allem Krieg im
Balkan, der gerade jetzt bedrohlich
eskaliert ist. Die nach dem Krieg gegen
den Irak beschworene «Friedensarchitektur»

ist wahrlich nicht in Sicht.

Der Souverän sollte bald
entscheiden können

Seriöse Leute würden vor diesem
Hintergrund - einschneidende
Reduktion der Verteidigungsausgaben,
handfester Krieg in Europa, verstärkte
Rüstungsanstrengungen vielerorts -
eine Initiative wie die für «Umverteilung»

schlicht zurückziehen. Doch
davon ist nicht die Rede. Vielmehr kritisiert

man den Bundesrat, der in dieser
Sache irgendwie geartete Konzessionen

von sich weist. Also gibt es keine
andere Wahl, als die Umverteilungsinitiative

dem Souverän zu unterbreiten.

Und das sollte bald geschehen.
Denn der Ungewissheit über die in
Zukunft für die Verteidigung im Rahmen

einer neuen sicherheitspolitischen
Konzeption zur Verfügung stehenden
Finanzen muss ein Ende bereitet werden.

Die klare Ablehnung der Initiative
an der Urne bewirkt dies. Damit wird
zugleich Handlungsfreiheit gesichert,
wie sie sich angesichts einer
sicherheitspolitisch-strategisch beileibe
ungewissen Zukunft aufdrängt.

Die Verankerung der Halbierung
der Militärausgaben in der Verfassung

würde die Handlungsfreiheit
dramatisch einschränken. Man stelle
sich vor: bei einer eine Stärkung der
Verteidigung verlangenden
sicherheitspolitischen Entwicklung müsste
man zuerst die Verfassung
revidieren! ¦

ASMZ Nr. 6/1999 13


	Also doch : die Linke für Armeeabschaffung in Raten

